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1. Rückblick — Regionalpolitik und
ihre Evaluation in Deutschland

Unter Regionalpolitik wird hier der Mitteleinsatz staatli-
cher Instanzen verstanden, der unmittelbar an der Verrin-
gerung regionaler Disparitäten der wirtschaftlichen Ent-
wicklung ansetzt.1 Nicht darunter werden jene Aktivitäten
des Staates gefasst, die zwar regional differenzierte Aus-
wirkungen haben, aber nicht bewusst daraufhin einge-
setzt worden sind. Regionale Wirtschaftspolitik wird häu-
fig als ökonomischer Teil der Raumordnungspolitik ge-
kennzeichnet.2 Die regionale Wirtschaftspolitik verfügt
dabei über ein umfangreiches Instrumentarium. Regional-
politik hat in der Bundesrepublik eine lange Tradition, al-
lerdings wurde erst spät mit einer systematischen Erfolgs-
kontrolle der eingesetzten Instrumente begonnen.

Neben den Landesregierungen sah sich die Bundesre-
gierung schon Anfang der 50er Jahre veranlasst, auf re-
gionale krisenhafte Entwicklungen mit einer Politik der
Verlagerung von Industriebetrieben in den ländlichen
Raum zu reagieren. Zinsgünstige Kredite sollten Gewer-
bebetriebe in kleinere Orte im ländlichen Raum locken.
Bereits 1951 wurde das erste regionale Förderprogramm
für die sogenannten Notstandsgebiete (z. B. in Teilen von

Bayern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein) aufge-
stellt.3 Ab 1954 wurde das gesamte Zonenrandgebiet —
ein 40 km breiter Gebietsstreifen von Flensburg bis Pas-
sau entlang der Ostgrenze zur DDR und Tschechoslowa-
kei — in die regionale Wirtschaftsförderung einbezogen.
Die Notstandsgebiete und das Zonenrandgebiet wurden
1954 zum regionalen Förderprogramm der Bundesregie-
rung zusammengefasst.4 Im Jahre 1959 wurde dann die
bisherige Förderung durch ein Entwicklungsprogramm für
zentrale Orte in ländlich strukturierten Regionen (ab 1964
sog. „Bundesausbauorte“) ergänzt.

Die Rezession Mitte der 60er Jahre förderte die Struk-
turmängel der Wirtschaft außerhalb der traditionellen För-
dergebiete zu Tage. Zu den neuen Problemgebieten ge-
hörten vor allem die Steinkohlebergbaugebiete. Bis zu
dieser Zeit gelang es dem Bund nur mühsam, den sich
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abzeichnenden Förderwettlauf zu stoppen und nationale
Prioritäten zu sichern. Die Ausweitung der Problemgebie-
te brachte neue Impulse für die Ausgestaltung der Regio-
nalpolitik. Die Kooperationsbereitschaft der Länder war
nun stärker und es wurde ein neues Instrument, die regio-
nalen Aktionsprogramme, entwickelt. Hier wurden erst-
mals Bundes- und Landesmittel gemeinsam eingeplant.5

Das Mittelvolumen stieg von 170 Mill. DM im Jahre 1967
auf 320 Mill. DM im Jahre 1969.6 Die Förderung wurde
nicht mehr wie bisher als Kredite, sondern in Form eines
Zuschusses mit regional gestaffelten Fördersätzen ge-
währt. Die bis 1971 aufgestellten 21 Regionalen Aktions-
programme bildeten die Grundlage für den ersten Rah-
menplan der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur“7 (GRW). Diese Gemein-
schaftsaufgabe hat zwar in den letzten Jahrzehnten eine
Reihe von konzeptionellen Veränderungen8 erfahren, ihr
Grundprinzip ist jedoch erhalten geblieben. Sie bildet
noch heute das Rückgrat der deutschen Regionalpolitik.

Beobachter9 sind sich einig, dass die Bundesrepublik
neben Schweden10 unter den ersten Ländern in Europa
war, die zu Beginn der 70er Jahre die Evaluation von
staatlicher Politik als analytisches Werkzeug für die Poli-
tikentwicklung und -implementation einführten. Wichtige
Impulse kamen zum einen aus den USA, wo die Evaluati-
on seit der Mitte der 60er Jahre einen erheblichen Auf-
schwung erfuhr, vor allem verbunden mit der Verbreitung
von Planungs- und Informationstechniken und einer „Ver-
wissenschaftlichung“ der Politik. Anfang der 70er Jahre
begann in Deutschland eine „Politik innerer Reformen“,
die im Kern eine neo-keynesiansche Wirtschaftspolitik mit
einer Ausdehnung des Wohlfahrtsstaates und Infrastruk-
turverbesserungen vorsah. Evaluation wurde dabei als
ein wichtiges Analysewerkzeug für die Entwicklung die-
ser Politiken angesehen.

Dabei war die Verbreitung von Evaluation in den einzel-
nen Politikbereichen unterschiedlich. Die Bundesebene
war dabei die treibende Kraft, aber die Länder und Kom-
munen folgten nach. Die einzelnen Ministerien entwickel-
ten ihre eigenen Ansätze, um ihre jeweiligen Politiken zu
evaluieren. Evaluation in Deutschland ist daher sehr fach-
spezifisch entstanden11 und in den einzelnen Politikberei-
chen und Ländern entsprechend unterschiedlich ausge-
prägt. Zu den Politikbereichen, die zu jener Zeit beson-
ders wichtig waren und daher Evaluationen unterzogen
wurden, gehörten — neben der Bildungspolitik — die
Städtebaupolitik und die Infrastrukturpolitik, also Politik-
bereiche, die auch eine starke regionalpolitische Kompo-
nente aufweisen.

Da die Ministerien Evaluationen überwiegend als öf-
fentliche Aufträge nach außen vergaben und sie nicht
selbst durchführten, entstand gleichzeitig eine neue Auf-
gabe für die Politikberatung und ein „Markt“ für Evalua-
tionsanbieter. Der Schwerpunkt zu Beginn der 70er Jahre
lag auf ex-post Evaluationen, die unter der normativen

Annahme durchgeführt wurden, dass sie dazu beitragen
können, die Ergebnisse politischer Maßnahmen zukünftig
zu verbessern. In dieser Periode wurden die infrastruktu-
rellen und ideellen Voraussetzungen dafür geschaffen,
Evaluationen im Politikalltag zu verankern. Dies gilt auch
für den Politikbereich der regionalen Wirtschaftspolitik.

Den Veränderungen in der Konzeption der regionalen
Wirtschaftspolitik12 mit dem vierten Rahmenplan der
GRW (1975) ging eine umfassende wissenschaftliche
Untersuchung13 vor allem der Zielkriterien sowie der Kri-
terien zur Neuabgrenzung der Fördergebiete voraus. Die
Ziele der Regionalpolitik wurden nun bundeseinheitlich
quantifiziert. Darin wurden erstmalig Ansatzpunkte für
eine (noch im Detail zu entwickelnde) umfassende Er-
folgskontrolle gesehen.14 Aber erst im 9. Rahmenplan
(d. h. 1980) wurde das Problem der Erfolgskontrolle und
Evaluierung der GRW ausführlich diskutiert. Zum Ende
der 70er Jahre wurden auch die ersten „großen“ Evaluie-
rungen der GRW15 durchgeführt.

In den letzten 30 Jahren verstetigte sich die Durchfüh-
rung von Evaluationen in den verschiedenen Politikberei-
chen. Dies basiert weitgehend auf einem breiten politi-
schen Konsens, so dass Wechsel in der Regierung kei-
nen merklichen Einfluss hatten.16 Zwischen der Mitte der
70er Jahre und dem Ende der 80er Jahre gewannen Eva-
luationen in wirtschaftsbezogenen Politikbereichen, wie in
der Mittelstandspolitik, der Technologieförderung17 und
der Arbeitsmarktpolitik18 an Bedeutung. Die implizite
Funktion von Evaluationen wurde zunehmend auch darin
gesehen, öffentliche Ausgaben zu senken. Die sogenann-
te „Begleitforschung“, als begleitende Evaluierung laufen-
der Förderprogramme, gewann in dieser Periode an Be-
deutung.

5 Albert (1975), 104.
6 Suntum (1981), 19.
7 Die GRW wird zu je 50 % von Bund und Ländern finanziert.

Der Bund wirkt bei der Rahmenplanung und der Finanzierung mit,
die Vergabe der Mittel obliegt allein den Ländern. Rechtsgrundlage
für die GRW sind Artikel 91a des Grundgesetzes, das Gesetz über
die GRW (Deutscher Bundestag (1969)) sowie der Artikel 28 des
Einigungsvertrages.

8 Zu den Phasen und wichtigsten konzeptionellen Veränderun-
gen vgl. Toepel (1997), 100ff.

9 Für einen frühen internationalen Ländervergleich s. Levine et
al. (1981) und Rist (1990).

10 Vgl. Furubo/Sandahl (1996).
11 Wollmann (1997), 4.
12 Zu den Veränderungen vgl. Toepel (1997), 100ff.
13 Eine Übersicht über die beteiligten Institutionen und die Me-

thoden bietet Mehrländer (1975), 107f.
14 Vgl. 4. Rahmenplan Teil I Ziffer 2 und Mehrländer (1975), 109.
15 Zum Beispiel Wolf (1974); Bölting (1976); Albert (1978); Re-

cker (1977).
16 Vgl. Wollmann (1989).
17 Vgl. den Beitrag von Bührer/Kuhlmann hier im Heft.
18 Vgl. den Beitrag von Schmidt hier im Heft.
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Seit dem Beginn der 90er Jahre rückte die vermeintlich
mangelnde Effizienz des öffentlichen Sektors in den Mit-
telpunkt. Neben den Versuchen, den öffentlichen Sektor
grundlegend mit der Hilfe betriebswirtschaftlich-orientier-
ter Konzepte zu reformieren, sollen Evaluationen zuneh-
mend die Effizienz der öffentlichen Verwaltung hinsicht-
lich der Kosten und Ausgaben beurteilen. Die Rechnungs-
höfe fordern zugleich immer mehr die Durchführung von
Evaluationen.19

Mit der deutschen Einheit hat sich das Ausmaß der re-
gionalen Disparitäten in Deutschland deutlich verändert.20

Vor diesem Hintergrund war es auch die Förderung der
regionalen Wirtschaft in den neuen Bundesländern, die
besonders in das Blickfeld der Evaluatoren21 gelangte. Die
Regionalpolitik sieht sich hier spezifischen strukturellen
Aspekten und Problemen in Ostdeutschland gegenüber,
die sich nur aus den wirtschafts- und sozialpolitischen
Zielen und den Methoden planwirtschaftlichen Wirtschaf-
tens in der Vergangenheit der neuen Bundesländer erklä-
ren lassen.

Auf die Entwicklung der Regionen war innerhalb der
Wirtschaftspolitik der DDR explizit die sog. Territorialpla-
nung ausgerichtet. Eigentlich sollte der Regionalpolitik in
einer Planwirtschaft eine höhere Effizienz zukommen,
denn die Investitionsentscheidungen der Betriebe sind in
staatlicher Hand, die Planung bietet die Voraussetzung
zur Lenkung von Ressourcen und die Zentralverwal-
tungswirtschaft könnte längerfristige Aspekte — theore-
tisch — besser berücksichtigen als die auf dezentralen
Entscheidungen der einzelnen Wirtschaftssubjekte ba-
sierende Marktwirtschaft.22 Das regionalpolitische Instru-
mentarium war breiter gefächert und konnte wegen des
stärkeren Durchgriffsrechts des Staates (z. B. über Wei-
sungen, Plankennziffern) zur Steuerung der Regionalent-
wicklung genutzt werden. Trotz einiger Erfolge23 (z. B. bei
der Industrialisierung des Nordens der DDR), war die
Regionalentwicklung generell jedoch der Branchenent-
wicklung untergeordnet und stellte in der Praxis eher ei-
nen Residualbereich innerhalb der volkswirtschaftlichen
Planung dar.24

Mit den Planungsprozessen war allerdings auch ein
umfangreiches Berichtswesen und Erfolgskontrollen ver-
bunden. Die Aussagekraft der erhobenen Planerfüllungs-
daten war zwar begrenzt (Stichwort „weiche Pläne“), je-
doch war eine „Evaluierung“ der getroffenen Maßnahmen
selbstverständlich. Die Evaluatoren der 90er Jahre stie-
ßen damit in den Verwaltungen der neuen Bundesländer
teilweise auf mehr — und ein anderes — Verständnis der
Notwendigkeit von Erfolgskontrollen als in den alten Bun-
desländern.

Für den Ausbau der Evaluierung im Bereich der Regio-
nalpolitik war in den 90er Jahren vor allem entscheidend,
dass die neuen Bundesländer die höchste Förderpriorität
der europäischen Strukturfonds erhielten und allein we-

gen des hier fließenden Fördervolumens und der zuneh-
menden Breite der Förderprogramme die Evaluierung
nach Strukturfondsregeln an Bedeutung gewann. Dabei
verstärkte die Europäische Kommission gleichzeitig ihre
Bemühungen, Evaluierungen in der Strukturfondsförde-
rung in allen Förderregionen, d. h. auch in den alten Bun-
desländern, stärker zu verankern und auszubauen. Die
europäische Strukturpolitik wurde mehr und mehr zum
Kern der Entwicklung von Evaluationen in der Regional-
politik.

2. Das Spannungsfeld der Evaluation
im Bereich der Regionalpolitik

Das Forschungs- und Politikberatungsfeld „Evaluie-
rung“ hat in den 90er Jahren somit einen starken Entwick-
lungsschub erfahren. Sie bleibt gerade im Bereich der
Regionalpolitik nicht mehr nur auf die Feststellung von
Wirkungen beschränkt, sondern reicht immer weiter in die
verschiedenen Bereiche des praktischen Handelns der
Förderpolitik hinein.25 Die Erfolgskontrolle oder Erfolgs-
einschätzung bildet nur noch einen Teil der Evaluierung.
Bei einer umfassenden Funktionsbeschreibung von Eva-
luierung geht es vielmehr um die Anwendung sozial-
wissenschaftlicher Forschungsmethoden zur Beurteilung
sowohl des Nutzens bzw. der Wirkung als auch der Kon-
zeption, Ausgestaltung und Umsetzung staatlicher Inter-
ventionsprogramme26 — hier auf dem Gebiet der Regio-
nalpolitik.

Evaluierungen im Bereich der Regionalpolitik weisen
eine Reihe von spezifischen Herausforderungen auf. Da-
bei geht es in erster Linie um die Anforderungen, die aus
den Charakteristika dieses Politikfeldes resultieren. Hinzu
kommen noch die bekannten methodischen Probleme,
die Evaluierungen in allen Politikfeldern aufweisen. Der
europäischen Strukturfondsförderung kommt die treiben-
de Kraft für den Ausbau der Evaluierungstätigkeit in die-
sem Politikbereich zu. Dies trifft einerseits auf die Anzahl
und Breite der durchgeführten Evaluierungen in der Re-

19 Zum Beispiel im Fall des Regionalprogramms für struktur-
schwache ländliche Räume in Schleswig-Holstein und seiner Vor-
läufer, die es schon seit dem Jahr 1989 gibt, aber erst im Jahre
1997 — auch auf Druck des Landesrechnungshofes hin — erstma-
lig evaluiert wurde. Vgl. Gornig/Toepel (1998), 86 und Landesrech-
nungshof Schleswig-Holstein (1995), 26.

20 Toepel (1997), 43.
21 Vgl. z. B. Heimpold et al. (1994), Arthur D. Little (1994), sbp

(1993), Claußnitzer (1994).
22 Scherzinger/Wilkens (1979), 5.
23 Zu den Perioden der Regionalentwicklung in der DDR und

den Zielen der Territorialplanung vgl. Toepel (1997), 37–42.
24 Scherzinger/Wilkens (1979), 27.
25 Gornig/Toepel (1998), 66.
26 Hofmann (1989).
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gionalpolitik zu, andererseits stellen die europäischen
Strukturfondsregeln hohe Anforderungen an Evaluatio-
nen. Es entsteht ein Spannungsfeld zwischen den be-
grenzten methodischen Möglichkeiten des Evaluators,
den Spezifika des Politikbereiches und den steigenden
Anforderungen der Europäischen Kommission.

2 .1  D ie  Spez i f i k  des  Po l i t i kbere ichs

Die Regionalpolitik oder regionale Wirtschaftspolitik un-
terlag in den letzten 20 Jahren selbst einem Wandel ihrer
Funktionsbedingungen und ihrer Instrumente.27 Dies hat
Auswirkungen auf die Evaluierung in diesem Politikbe-
reich hinsichtlich ihrer Aussagekraft und ihrer methodi-
schen Möglichkeiten. Zu den wichtigsten Veränderungen
in der Regionalpolitik mit Einfluss auf Evaluationen gehö-
ren folgende Punkte:28

a) Regionalpolitik ist Strukturpolitik

Seit Mitte der 70er Jahre sind in der Bundesrepublik
Unterbeschäftigung und Dauerarbeitslosigkeit prägend
für die wirtschaftliche Lage. Konjunkturprogramme zur
kurzfristigen Belebung der Nachfrage konnten hier keine
langfristige Abhilfe schaffen. Während sich die nationale
Ebene folgerichtig auf die Schaffung der Rahmenbedin-
gungen (Geldpolitik, Ordnungspolitik) verlegte, steht die
regionale Wirtschaftspolitik vor der Aufgabe, zusätzliches
Wachstum und Beschäftigung anzuregen. In erster Linie
geht es um die Verbesserung der regionalen und lokalen
Standortfaktoren. Regionalpolitik wird somit zur Struktur-
politik. Für den Evaluator heisst das, dass er den Einfluss
der Intervention auf die Veränderung der vorgefundenen
Wirtschaftsstrukturen separieren und nachweisen kön-
nen muss.

b) Regionalpolitik ist vor allem Bestandsentwicklung

Die Vollendung des Binnenmarktes und der Wirt-
schafts- und Währungsunion intensivieren den Wettbe-
werb der Regionen in Deutschland und Europa. Wer hier
die Arbeitslosigkeit in der Region bekämpfen will, darf
nicht ausschließlich oder vornehmlich auf die Abschöp-
fung von Expansionspotentialen aus anderen Regionen
setzen, denn diese sind begrenzt. Wichtiger wird die
langfristige und nachhaltige Sicherung der vorhandenen
wirtschaftlichen Potentiale, um im Wettbewerb und Inno-
vationsprozess wenigstens Schritt halten zu können. Re-
gionalpolitik beinhaltet damit wesentlich die Sicherung
bestehender Beschäftigungsmöglichkeiten, d. h. ihre Mo-
dernisierung und ihre Anpassung an den intensivierten
Wettbewerb. Damit verändern sich sowohl die Instrumen-
te als auch der Zeithorizont der Regionalpolitik.

c) Regionalpolitik ist überwiegend mittel- und
langfristig ausgerichtet

Eine Regionalpolitik, die auf die Veränderung von Struk-
turen zielt und vorrangig Bestandspflege betreibt, kann
überwiegend nur mittel- und langfristig ausgerichtet sein.
Dagegen spricht nicht, sich eröffnende Möglichkeiten
durch die Förderung von Ansiedlungen bzw. Existenz-
gründungen kurzfristig zu nutzen. Diese sind allerdings
nicht mehr dominant in der heutigen Regionalpolitik.

d) Regionalpolitik besteht aus Bündeln
sich ergänzender Maßnahmen

Auch die Instrumente der Regionalpolitik haben sich
entsprechend den regionalen Problemlagen ausdifferen-
ziert. Waren es in den 70er Jahren vor allem die Flächen-
vorsorge, Verkehrsmaßnahmen und erste Ansätze einer
Förderung von Unternehmensinvestitionen, werden heu-
te auf regionaler Ebene u. a. auch die Forschung und Ent-
wicklung gefördert, Existenzgründer unterstützt, Arbeit-
nehmer qualifiziert, Unternehmer beim Marketing beraten
und Umwelt verbessernde Maßnahmen ergriffen. Dies
stellt hohe Anforderungen an die Koordinierung vieler ver-
schiedener Maßnahmen, um Synergieeffekte zu errei-
chen und Doppelförderungen und sich widersprechende
Ziele zu vermeiden. Diese Maßnahmen haben zudem
sehr komplizierte Wirkungsketten, über die sie auf die re-
gionale Wirtschaft einwirken. Außerdem greifen in der
Regionalpolitik verschiedene Ebenen ineinander: Neben
der kommunalen und regionalen Ebene wird auch der
Bund tätig. Das gesamte System steht außerdem unter
dem Einfluss der europäischen Strukturpolitik. Den Bei-
trag einzelner Maßnahmen und Akteure zu isolieren wird
schwierig, wenn nicht ganz unmöglich.

e) Regionalpolitik setzt auf neue Fördermodelle

Traditionelles Instrument in der Regionalpolitik sind so-
genannte Kriterienmodelle, nach denen die Mittel denje-
nigen Projekten gegeben werden, die die vom Programm-
träger vorher festgelegten Kriterien erfüllen (z. B. die Inve-
stitionszuschüsse an Unternehmen nach den Regeln der
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“). Entscheidend für den Programmer-
folg ist die zieladäquate Festlegung des Kriterienrasters.
Das Gegenstück zu den Kriterienmodellen sind Modell-
typen, die weitgehend die Konkretisierung der Förder-
maßnahmen den Anwendern überlassen. Sie werden hier
als Zuweisungsmodelle bezeichnet. Dabei wird eine pau-

27 Vgl. Gornig et al. (1996).
28 Vgl. ausführlicher: Frankenfeld (1994), 14ff. und ders. (1997),

19ff.
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schale Summe an Begünstigte vergeben, der innerhalb
des gesteckten Rahmens über die konkrete Projektaus-
wahl selbständig entscheidet (z. B. die Investitionspau-
schale für ostdeutsche Gemeinden).

Ein neuerer Programmtyp der 90er Jahre ist die Verga-
be von Fördermitteln auf der Basis von Wettbewerben. In
diesem Modell sind die lokalen Akteure für die Entwick-
lung von Projektideen und die Projektimplementation zu-
ständig. Es konkurrieren die einzelnen Projektvorschläge
aus unterschiedlichen Regionen miteinander um die För-
dermittel. Projekte mit dem höchsten Zielerreichungsbei-
trag werden für eine Förderung ausgewählt. Dazu gehört
z. B. das Regionalprogramm 2000 in Schleswig-Hol-
stein29. Eine neue Qualität erreichen Wettbewerbsmodel-
le regionaler Innovationspolitik,30 die zum Ziel haben, re-
gionale Akteure zu vernetzen, um darüber regionale Ent-
wicklungsbemühungen zu bündeln.

Diese neuen Entwicklungen in der Ausrichtung der Re-
gionalpolitik und ihrer veränderten Instrumente bleiben
nicht ohne Auswirkungen auf die Evaluierungspraxis. Der
Fokus von Evaluierungen sollte demnach hier darauf ge-
richtet sein, die Strukturveränderungen und die Bestands-
entwicklung in der regionalen Wirtschaft zu ermitteln. We-
niger interessieren daher temporäre Effekte. Die meisten
Maßnahmen entfalten ihre Wirkungen nur mittel- bis lang-
fristig. Das heißt, dass Evaluierungen, die kurz nach der
Beendigung von Programmen oder selbst nach einem bis
drei Jahren durchgeführt werden, in hohem Maße auf ex-
ante Einschätzungen angewiesen sind oder die Wirkun-
gen systematisch unterzeichnen. Die Beurteilung des Zu-
sammenwirkens eines Bündels von Maßnahmen und der
Synergieeffekte wird für Evaluierungen immer wichtiger.
Die Einführung von Wettbewerbsmodellen in der Regio-
nalpolitik erhöht den Stellenwert der ex-ante Evaluierung
von Projekten und Akteursnetzwerken gegenüber den
bisher dominierenden ex-post Evaluierungen. Ferner wei-
sen die Vielfalt der Programme, Instrumente und regiona-
len Problemlagen darauf hin, dass die Evaluatoren nur mit
einem ebenso vielfältigen und an das jeweilige Evaluie-
rungsobjekt anpassungsfähigen Instrumentenmix ad-
äquat auf die neuen Entwicklungen in der Regionalpolitik
reagieren können.

2 .2  Method ische Prob leme
von Eva lu ie rungen

Zur Durchführung der Evaluierung von staatlichen In-
terventionen sind eine Vielzahl von Instrumenten und Me-
thoden entwickelt worden.31 Ziel ist es dabei, mit Hilfe der
Evaluierungsinstrumente und -methoden alle im Zusam-
menhang mit einer staatlichen Intervention stehenden
Wirkungen zu erfassen, auch weit über den eigentlichen
Förderbereich oder Förderzeitraum hinaus. Diese Wirkun-
gen werden dann den Zielindikatoren gegenübergestellt

und lassen sich durch den Bezug zu den Aufwendungen
der Maßnahmen in Effizienzangaben übersetzen.

Unterscheiden lassen sich bei regionalwirtschaftlichen
Evaluierungen drei Wirkungsfelder:32

— Unmittelbare Programmeffekte

— Wettbewerbseffekte

— Ausstrahlungseffekte

Die unmittelbaren Programmeffekte stehen dabei im
Zusammenhang mit den Ausgaben für eine staatliche In-
tervention. Betrachtet wird der direkte Personal- und
Sachmitteleinsatz ebenso wie die mit Käufen verbunde-
nen indirekten Herstellerwirkungen. Wettbewerbseffekte
treten dagegen dann auf, wenn beispielsweise durch eine
geförderte Infrastrukturmaßnahme in anderen Wirt-
schaftsbereichen Kostenentlastungen oder Angebotsver-
besserungen eintreten. Ausstrahlungseffekte sind wieder-
um zu erwarten, wenn eine geförderte Maßnahme Vor-
bildfunktion besitzt oder Innovationsanstöße ausgelöst
werden.

Bei der Ermittlung der Bruttowirkungen geht es zu-
nächst darum, die im Zusammenhang mit einer Maßnah-
me stehenden Aktivitäten zu bestimmen. Dazu müssen
die möglichen Wirkungsketten identifiziert werden, um die
zurechenbaren Wirkungsbereiche abzustecken. Dies ist
vor allem dann wichtig, wenn durch die Maßnahme die
eigentlichen Programmziele — wie im Fall der Infrastruk-
turförderung — nur indirekt beeinflußt werden. Darüber
hinaus muss der Zeithorizont bestimmt werden, für den
die Wirkungen ermittelt werden sollen. In komplexen Re-
gionalprogrammen sind die Zeitpunkte des Eintritts von
Wirkungen der einzelnen Maßnahmen sehr unterschied-
lich. Es werden sehr verstreute Effekte entlang der Zeit-
achse erzeugt.33

Um von den Bruttowirkungen auf die Nettowirkungen
zu schließen, sind mögliche sogenannte Mitnahme- und
Verdrängungseffekte zu berücksichtigen. Mitnahmeeffek-
te sind dadurch gekennzeichnet, dass zwar eine Aktivi-
tät gefördert und durchgeführt wurde, diese aber auch
ohne Förderung stattgefunden hätte. Nehmen beispiels-
weise Touristen eine geförderte Infrastruktureinrichtung
in Anspruch, wären aber auch ohne diese in gleichem
Umfang in die Region gereist, kann die Reiseaktivität
nicht der geförderten Infrastruktureinrichtung zugerech-
net werden.

29 Vgl. Gornig/Toepel (1998).
30 Vgl. den Beitrag von Kuhlmann/Bührer im gleichen Heft sowie

Kauffeld/Wurzel (2000).
31 Vgl. Frankenfeld/Wildner/Frede (1995) und Gornig/Toepel

(1998).
32 Vgl. Gornig/Toepel (1998), 74f.
33 Beispiele für diese verstreuten Effekte je nach Maßnahmetyp

s. Frankenfeld (1997), 44.
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Ein weiterer Grund für eine Differenz von Brutto- und
Nettonutzen sind Verdrängungseffekte. Sie beziehen sich
auf den Umstand, dass ursächlich mit der Entwicklung ei-
ner geförderten Maßnahme Verluste an anderer Stelle
auftreten. Dies kann vor allem im regionalen Bezug durch-
aus gewollt sein, müsste aber wohl anders gewichtet wer-
den als tatsächlich gesamträumliche Zusatzeffekte. Wenn
jedoch beispielsweise durch die Neueinrichtung eines ge-
förderten Gewerbegebietes der Auslastungsgrad eines
anderen Gewerbegebietes in der Förderregion zurück-
geht, ist der Verdrängungseffekt eindeutig.

Das Kernproblem von Evaluierungen in allen Politikbe-
reichen ist jedoch die Frage, inwieweit diese beobachte-
ten Effekte tatsächlich auf die Maßnahme zurückzuführen
sind. Streng genommen heißt das, dass die Simulation ei-
ner Situation mit der Maßnahme (ex-post: die tatsächli-
che Entwicklung) und einer ohne die Maßnahme (Status-
quo-Projektion) notwendig ist. Nur die Differenz zwischen
beiden Situationen ist der Maßnahme als Wirkung zuzu-
rechnen.

Dafür sind vielfältige Methoden34 entwickelt wurden.
Angewendet werden vor allem Gruppensimulationsmo-
delle (vor allem in der Arbeitsmarktpolitik) oder ökonome-
trische Schätzmodelle. Sie erfordern meist einen hohen
technischen Aufwand und schwierige methodische Fra-
gen sind zu lösen. Bei den Gruppensimulationsmodellen
wird eine Experimentalgruppe mit Maßnahme und eine
Kontrollgruppe (ohne Maßnahme) miteinander verglichen.
Voraussetzung dafür ist die Gleichartigkeit beider Grup-
pen hinsichtlich anderer Eigenschaften. Auf Personen be-
zogen ist es durchaus umsetzbar, aber für zwei Regionen
nahezu unmöglich. Zwei Regionen müssten gefunden
werden, die zumindest sehr ähnliche Ausgangsbedingun-
gen besitzen und über eine längere Zeit hinweg auch kei-
nen anderen Einflussgrößen — als eben den Maßnah-
men selbst — ausgesetzt sind. Da dies nicht gegeben ist,
ist auch eine valide Wirkungsmessung mit einem solchen
Ansatz auf regionaler Ebene nicht möglich.35

Bei den ökonometrischen Modellen werden die zu eva-
luierenden Maßnahmen als Einflussgröße in die Schätz-
funktion aufgenommen. Die Parameter der ökonometri-
schen Schätzung geben dann die Einflussstärke auf die
jeweilige abhängige Variable (Zielgröße) an. Das grund-
sätzliche Problem ist, dass die Ergebnisvalidität zum Ein-
fluss der politischen Maßnahme auf die Zielvariable ent-
scheidend davon abhängt, in welchem Umfang auch an-
dere Einflussgrößen berücksichtigt werden können. Da im
Regelfall bei kleinräumigen Betrachtungen die Informati-
onsbasis hierzu eher sehr schmal ist, ist auch kaum mit
tragfähigen Ergebnissen zu rechnen (wegen der Zeitver-
zögerung bei der Bereitstellung aktueller regionaler Da-
ten und der generell schlechten Verfügbarkeit kleinräumi-
ger Daten). Außerdem ist der Nachweis der Wirkung ei-
nes — bezogen auf das Finanzvolumen — kleinen
Förderprogramms auf hochaggregierte Zielgrößen, wie

das Bruttoinlandsprodukt oder die Beschäftigung, frag-
lich.36

In der Evaluierungspraxis auf regionaler Ebene sind
solche umfassenden makroorientierten Wirkungsanaly-
sen daher kaum zu finden, wenn sie durchgeführt werden,
dann handelt es sich meist um sehr große Programme.37

In den Mittelpunkt der Evaluierung regionalpolitischer För-
derprogramme rücken dagegen immer mehr Wirkungs-
analysen anhand eines Bündels von Einzelindikatoren.
Dabei wird bewusst von dem hohen theoretischen An-
spruch einer Erfassung von Nettowirkungen abgerückt.
Auf der Basis von Einzelindikatoren können Hinweise auf
Mitnahme- und Verdrängungseffekte nur in Einzelfällen
gewonnen werden. Sie beziehen sich daher fast aus-
schließlich auf die Ermittlung von Bruttowirkungen, die
dann auch Grundlage für die Zielerreichungs- und Effizi-
enzeinschätzungen sind. Solche Analysen stützen sich
methodisch vor allem auf Fallstudien und Befragungen.

Im Mittelpunkt der immer wiederkehrenden methodi-
schen Schwierigkeiten von Evaluierungen stehen somit
die Überprüfbarkeit der kausalen Beziehungen zwischen
der Maßnahme und den beobachteten Effekten, die Kom-
pliziertheit der Messungen und die mangelnde Datenba-
sis. Außerdem sind die Evaluierungsergebnisse schwer
vergleichbar und kumulierbar. Nur wer sich den methodi-
schen Grenzen der Evaluierung bewusst ist, kann mit ih-
ren Instrumenten verantwortungsvoll umgehen. Evaluie-
rungen können die Planung von Förderprogrammen und
Projekten im Sinne systematischen Denkens effektivie-
ren. Sie können die Implementation und Wirkung der
Maßnahmen transparenter machen, sie können Irrtümer
und Disfunktionen zeigen. Damit können Evaluierungen,
wenn ihre Ergebnisse tatsächlich genutzt werden, zu ei-
ner größeren Rationalität, zu Effizienz und zu einem ob-
jektivierten Umgang mit den Ergebnissen regionaler
Strukturpolitik beitragen. Jedoch gibt es keine tatsächlich
objektiven, universellen Maßstäbe als Zielgrößen für die
Regionalpolitik. Insofern dürfen Evaluierungen nicht mit
unrealistischen Erwartungen befrachtet werden.38

2 .3  Anforderungen und Erwar tungen
an Eva lu ie rungen in  der

europä ischen St ruk turpo l i t i k

Die europäischen Strukturfonds haben in den 90er Jah-
ren erheblich zur Weiterentwicklung der Evaluierung in
der Regionalpolitik beigetragen. Zum einen flossen — be-

34 Vgl. Frankenfeld/Wildner/Frede (1995).
35 Gornig/Toepel (1998), 75.
36 Gornig/Toepel (1998), 76.
37 Etwa für Ostdeutschland insgesamt vgl. Riedel et al. (1997)

oder Bradley et al. (2000).
38 Vgl. Frankenfeld (1997), 24.
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dingt durch die deutsche Vereinigung und die Aufnahme
der neuen Bundesländer in die höchste Förderpriorität der
EU — immer mehr Mittel nach Deutschland und die Brei-
te der mit den Strukturfonds finanzierten Förderprogram-
me nahm gleichzeitig zu. Nur wenige Förderprogramme
der Regionalpolitik, bei erheblichen Unterschieden zwi-
schen den Ländern, werden nicht mit EU-Mitteln unter-
stützt. Zum anderen stellt die EU immer höhere Anfor-
derungen und Erwartungen an die Evaluierung der Struk-
turfondsinterventionen hinsichtlich des Umfangs, der
Zeitpunkte und der Methodik der Evaluationstätigkeit.

Die Anzahl der durchgeführten Evaluationen im Bereich
der Strukturfonds hat sich in der EU im Zeitraum 1994–
1999 gegenüber dem vorangegangenen Förderzeitraum
verfünffacht. Allein über 380 Zwischenevaluierungen
(1994–1996) wurden in den 15 Mitgliedstaaten durchge-
führt. Kosteten die direkt von der Kommission finanzier-
ten Bewertungen der Programme für den Zeitraum 1989
bis 1993 „nur“ rund 20 Mill. DM, waren es für den Folge-
zeitraum 1994 bis 1999 (zum Stand 1998) schon über
50 Mill. DM.39 Hinzu kommen noch die Kosten für die im
Auftrag der Regionen und Mitgliedstaaten durchgeführten
Evaluationen, für die kein umfassender europaweiter
Überblick vorliegt.

Mit der Erhöhung des Budgets der Strukturfonds und
der gestiegenen Komplexität der verschiedenen Instru-
mente und Implementationsverfahren haben die ex-ante,
die begleitende und die ex-post Evaluierung der geförder-
ten Maßnahmen an Bedeutung gewonnen. Dies gilt auch
in Zukunft umso mehr, als der Beitritt der mittel- und ost-
europäischen Reformstaaten zur EU das Ausmaß der re-
gionalen und sozialen Disparitäten in der Gemeinschaft
deutlich verändern wird.

Die Evaluierung von Strukturfondsmaßnahmen ist da-
bei nicht neu. Die Begleitung und Bewertung ist eine in
den entsprechenden Verordnungen der Strukturfonds
festgelegte Verpflichtung. Grundsatz ist die enge Konzer-
tierung der europäischen und nationalen Aktionen (sog.
Partnerschaft), die sich auch auf die Begleitung, Voraus-
beurteilung und die ex-post Bewertung erstreckt.

Bisher (bis 1999) postulierte die sog. Rahmenverord-
nung das grundsätzliche Erfordernis der Evaluierung:
„Damit die Effizienz der Strukturinterventionen beurteilt
werden kann, wird die Gemeinschaftsaktion nach ihrer
Wirkung, bezogen auf die Ziele … und nach ihren Auswir-
kungen auf spezifische Strukturprobleme vorausbeurteilt,
begleitet und bewertet.“40 Einzelheiten der Begleitung und
Bewertung waren in der Koordinierungsverordnung41 und
den einzelnen fondsbezogenen Verordnungen geregelt.
Das Regelwerk der EU-Strukturfonds ließ dem Evaluierer
dabei methodisch einen weiten Spielraum, auch hinsicht-
lich qualitativer und kontextbezogener Analyseelemen-
te.42 Für die Evaluierung eines spezifischen Programms
wurden die konkreten Evaluierungsmaßnahmen in den
Programmplanungsdokumenten (im Gemeinschaftlichen

Förderkonzept oder Einheitlichen Programmplanungsdo-
kument) festgelegt. So konnten sich der Zeitplan, die Indi-
katoren und die Evaluierungsschwerpunkte von Pro-
gramm zu Programm unterscheiden.

Seit 1993 widmet die Europäische Kommission der Be-
gleitung und Bewertung mehr und mehr Aufmerksamkeit.
Zur Unterstützung und Systematisierung der Evaluierung
hat die Kommission im Mai 1995 die „Gemeinsamen Leit-
linien für die Begleitung und Zwischenbewertung“ vorge-
legt. Im Vorwort dieser Leitlinien ist ausgeführt:“ Die Kom-
mission hat nicht die Absicht, den Mitgliedstaaten einen
einheitlichen Rahmen vorzuschreiben, sondern sie möch-
te ihnen ein Arbeitsinstrument zur Verfügung stellen, auf
das man sich bei den bevorstehenen Arbeiten beziehen
kann.“ Hinsichtlich der anzuwendenden Evaluierungsme-
thodik sind auch diese Leitlinien sehr allgemein gehalten
und listen auch die grundsätzlichen methodischen Proble-
me von Evaluierungen auf.

Seit dem Beginn der 90er Jahre gibt es innerhalb der
Kommission Bestrebungen, die angewandten Evaluie-
rungsmethoden europaweit kritisch zu hinterfragen und
sie durch Erfahrungsaustausch zu verbessern. Dies ge-
schah vor allem im Rahmen des sog. MEANS43-Pro-
gramms. Im Rahmen dieses Programms wurden ver-
schiedene Handbücher veröffentlicht, die dazu beitragen
sollen, die beteiligten Akteure hinsichtlich der Möglichkei-
ten und Probleme der Evaluierung, der Auswahl der ge-
eigneten Methode und bei der Durchführung von Evaluie-
rungen zu beraten. Diese Dokumente legen jedoch keine
verbindlichen Anforderungen an durchzuführende Evalu-
ierungen fest. Ferner fand eine Reihe von Konferenzen44

auf europäischer Ebene unter Teilnahme von Evaluatoren
und Auftraggebern statt.

Zusammenfassend kann eingeschätzt werden, dass bis
1999 die Strukturfondsverordnungen und Leitlinien zur
Evaluierung flexibel angelegt waren und hinsichtlich der
konkreten methodischen Regelungen einen weiten Spiel-
raum ließen.45 Damit waren sie der Komplexität und Viel-

39 Europäischer Rechnungshof (1998), Tabellen 1, 2 und 5 im
Anhang.

40 Europäische Kommission (1993a), Artikel 6.
41 Europäische Kommission (1993b), Artikel 25 und 26.
42 Europäische Kommission (1993b), Artikel 26, Absatz 2.
43 MEANS — Methods for Evaluating Actions of Structural

Nature.
44 Im Jahre 1995 in Brüssel, 1996 in Berlin, 1998 in Sevilla,

2000 in Edinburgh.
45 Dies wurde auch vom Europäischen Rechnungshof (1998),

Ziffer 3.3 bemängelt. „Die Kommission hat einen wichtigen Beitrag
zur Verbreitung der Bewertungskultur geleistet, obwohl sie in ihrem
Programm MEANS nicht genau genug festgelegt hat, welche Be-
wertungsindikatoren und -methoden anzuwenden sind.“ Gleichzei-
tig wird ebenda aber auch anerkannt: „Angesichts der Komplexität
der mit der Bewertung verbundenen methodischen Aspekte gibt es
keine einheitliche Methode, die sich in jeder spezifischen Situation
anwenden ließe.“
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falt der regionalen Strukturpolitik durchaus angemessen,
obwohl in der Verhandlungspraxis von Seiten der Kom-
mission diese Zurückhaltung keineswegs immer vor-
herrschte. Mit den neuen Regelungen, die mit der grund-
legenden Strukturfondsreform im Jahr 2000 in Kraft ge-
treten sind, verändert sich die Rolle der Evaluation
grundlegend.46

Die Stellung der Evaluation in den Implementationsver-
fahren wird insgesamt gestärkt. Die Verordnungstexte be-
schreiben wesentlich genauer die Aufgaben, Ziele und
Funktionen von Evaluationen. Die Zuständigkeiten für die
Initiierung der Evaluationen sind ebenfalls klar gefasst.
Die Anforderungen der Kommission an die Evaluierung
gehen weit über das bisherige Ausmaß hinaus. Für jedes
Programm wird demnach eine ex-ante, eine Zwischenbe-
wertung (zur Hälfte der Förderperiode mit späterer Aktua-
lisierung) und eine ex-post Evaluierung vorgeschrieben.47

Gekoppelt ist diese Ausweitung der Anzahl der Evaluie-
rungsberichte mit detailliertem Zeitplan an einen umfang-
reichen Ausbau des Berichtswesens und an vielfältige In-
dikatoren, die in einem neuen Dokument „Ergänzung zur
Programmplanung“ festgelegt werden.48 Auch die Min-
deststandards für das jährliche Berichtswesen erhalten
bereits Evaluierungselemente. Faktisch läuft es für die
Programmmanager auf einen permanenten Evaluie-
rungsprozess hinaus.49 Inzwischen wurden auch detail-
lierte Leitfäden für die ex-ante Evaluierung der neu zu ent-
wickelnden Programme und u. a. für die Festlegung von
Indikatoren als Handreichung für die Verwaltungsbehör-
den der Mitgliedstaaten veröffentlicht.

Gemessen an der derzeit etablierten Methodik zur Eva-
luation regionalpolitischer Programme ist zugleich eine
Über- wie auch eine Unterforderung in den Verordnungen
angelegt.50 Eine Überforderung ergibt sich aus der Beto-
nung von Querschnittszielsetzungen. Der Inhalt jedes
Evaluierungsstadiums (ex-ante, Zwischenbewertung, ex-
post) wird deutlich ausgedehnt. So sollen die Lage im Be-
reich der Wettbewerbsfähigkeit und Innovation von KMU,
der Umwelt und der Gleichstellung von Mann und Frau als
allgemeine Zielbereiche in die Bewertung einbezogen
werden.51 Die Einführung solcher zusätzlichen Zielkatego-
rien in die Evaluationsfragestellung schafft neue Proble-
me. Der Analyseaufwand wird — besonders wegen der in
Rechnung zu stellenden Interdependenzen — mit jeder
neuen Zielkategorie überproportional erhöht. Gleichzeitig
wird für den Evaluator das Problem der Gewichtung der
Ergebnisse aus den verschiedenen Zieldimensionen kom-
plizierter. Wieviel Umweltbelastung sollte beispielsweise
toleriert werden, um ein Gewerbegebiet als erfolgreich zu
werten? Um solche Fragen seriös evaluieren zu können,
wäre es erforderlich, dass diese Querschnittsziele konse-
quent in das Zielsystem der Interventionen auf allen Ebe-
nen integriert werden. Dies ist aber meist nicht der Fall, wie
die Erfahrungen aus der vergangenen Förderperiode und
den Planungen für die jetzige Periode zeigen.

Eine methodische Unterforderung ergibt sich aus der
Tendenz zu einer einseitig quantitativen Ausrichtung der
Evaluierung, wie sie vor allem in der relativ engen Bin-
dung an die Daten der Begleitsysteme52 zum Ausdruck
kommt. Damit wird die ex-post Evaluation an die Wir-
kungsannahmen, die für die ex-ante Auswahl der jeweili-
gen Indikatoren ausschlaggebend waren, gebunden. Wür-
de man dies strikt umsetzen, würde die Evaluation der
Möglichkeit beraubt, die impliziten Wirkungsannahmen in
Frage zu stellen. Hinzu kommen die allgemein bekannten
Unzulänglichkeiten der Datenbasis in den Begleitsyste-
men.53 Wie oben dargestellt, muss man außerdem davon
ausgehen, dass die regionalpolitischen Fördermaßnah-
men multiple Effekte erzeugen, die häufig ohne weiteres
nicht quantifiziert werden können oder wegen der Zeitnä-
he der Evaluierung (zunächst) nur qualitativ zu erfassen
sind. Der Zwang zur Quantifizierung würde die Aussage-
kraft der Evaluierung erheblich einschränken und gegen-
über dem Stand der Evaluationsmethodik einen Rück-
schritt bedeuten.

Neben der Bereitstellung von Informationen und Wis-
sen als Ansatzpunkt von Lernprozessen (Hilfs- und Bera-
tungsfunktion) ist durch die Verbindung von Evaluations-
ergebnissen mit Sanktionen (positiver oder negativer Art)
auch eine Einbindung der Evaluation in Kontrollsysteme
der Implementation angelegt. Die meist diskutierte Ver-
knüpfung der Evaluation mit Sanktionen betrifft die Verga-
be der sog. leistungsgebundenen Reserve. Danach wer-
den 4 % der Strukturfondsmittel vorerst zurückgehalten
und später nach entsprechenden Prüfungen der Leis-
tungsfähigkeit den Programmen zugeteilt.54 Die Evalua-
tion ist hier in dem Sinne gefordert, dass sie — gemein-
sam mit dem Begleitsystem — Daten zu Indikatoren be-
schaffen soll, die dann der Vergabe der Reserve zugrunde
liegen sollen. Dies setzt aber zugleich auch belastbare
Verfahren zur Ermittlung der Effizienz der Programme
und schließlich zum Leistungsvergleich voraus. Wie die
obigen Ausführungen zu den methodischen Problemen
der Evaluierung gezeigt haben, spricht einiges dafür,
dass eine Vereinheitlichung von Methoden und Maßstä-
ben der Evaluierung für eine verbesserte Vergleichbarkeit
ihrer Ergebnisse kaum erreichbar ist.

46 Vgl. dazu ausführlicher Frankenfeld (1997) und Schwab/Toe-
pel/Lang (1998).

47 Europäische Kommission (1999), Artikel 41–43.
48 Europäische Kommission (1999), Artikel 36.
49 Vgl. dazu den Beitrag von Kugler im gleichen Heft.
50 Schwab/Toepel/Lang (1998), 2f.
51 Europäische Kommission (1999), Artikel 41.
52 Europäische Kommission (1999), Artikel 40.
53 Europäischer Rechnungshof (1998), Ziffer 3.4 sowie

4.14–4.21. Oder illustrativ als (Teil-)Ergebnis einer Zwischen-
evaluierung: Hagen/Toepel (1997) 88ff. und Tissen/Toepel (1998),
34f.

54 Europäische Kommission (1999), Artikel 44.
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3. Schlussfolgerungen und Ausblick

Die Anforderungen in den Strukturfondsverordnungen
zielen auf eine Weiterentwicklung der Evaluationspraxis
und -kultur im Bereich der Regionalpolitik, insofern als sie
die Rolle der Evaluation stärken und konkretisieren. Die
erhöhten Anforderungen an Evaluierungen sind jedoch
vor dem Hintergrund der bestehenden methodischen
Schwierigkeiten und der Spezifika des Politikbereichs
sehr ehrgeizig. Evaluierungen sind notwendig und wich-
tig, allerdings tragen unrealistische Erwartungen nicht
zum Erfolg der Evaluierung bei; sie rufen auch Ablehnung
und Verweigerung hervor. Evaluierungen müssen daher
dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen und
in ihrer Ausgestaltung effizient angelegt sein. „Mehr“ Eva-
luierung bringt nicht automatisch „bessere“ Evaluierun-
gen hervor.

Die Chancen der Evaluationen, zu einer nachhaltigen
Verbesserung der Effektivität und Effizienz der regional-
politischen Interventionen beizutragen, sind dann am
größten, wenn sie durch ihre Qualität und Unabhängigkeit
überzeugen und in der Lage sind, umsetzbare Hand-
lungsempfehlungen zu präsentieren. Evaluation ist dann
am stärksten, wenn sie Ihre Beratungskompetenz voll zur
Geltung bringen kann. Neben einer überschaubaren Fra-
gestellung und einer angemessenen Methode sind dabei
auch die mit den Evaluierungsergebnissen verbundenen
Anreize entscheidend. Zu viele Kontrollaufgaben sind in
dieser Hinsicht kontraproduktiv. Besser wäre eine vorran-
gige Orientierung auf Beratungsleistungen für die Pro-
grammmanager auf allen Ebenen.

Evaluationen sollten sich auf ihre zentrale Fragestel-
lung — welche Wirkungen hat die Intervention — konzen-
trieren können. Maßstab sind dabei die primären Politik-
ziele des betrachteten Programms. Eine Bearbeitung von
Querschnittsfragestellungen (z. B. Umweltwirkungen und
Gleichberechtigung von Mann und Frau) mögen zwar po-

litisch wünschenswert sein, stellen sich aber als Bestand-
teil aller Evaluierungen im Bereich der Strukturfonds pro-
blematisch dar, so lange wie diese querliegenden Zielbe-
reiche nicht eindeutig in die Zielsysteme der Programme
integriert sind.

Evaluationen sollten in der Wahl ihrer Methoden und
der Datenquellen frei sein. Es sprechen vielfältige Gründe
dafür, dass viele Wirkungszusammenhänge zu komplex
sind, um sich einer einfachen quantitativen Abbildung zu
erschließen. Evaluation unterliegt bei einer einseitigen
Quantifizierung der Gefahr, Scheinwahrheiten zu produ-
zieren. Daten aus den Begleitsystemen der Programme
benötigen eine Ergänzung, um implizite Wirkungsannah-
men evaluierbar zu machen.

Evaluierung ist als Bestandteil des Implementationspro-
zesses von Programmen und Maßnahmen in der Regio-
nalpolitik in Deutschland nicht mehr wegzudenken. Die
Nachfrage nach Evaluierungen wird — auch bedingt durch
die Anforderungen der europäischen Strukturfonds — in
Zukunft noch steigen. Was dagegen in Deutschland auch
in diesem Politikbereich noch fehlt, ist die Professionalisie-
rung derjenigen, die Evaluierungen durchführen. Im Ge-
gensatz zu den USA, wo Politikanalyse und Evaluation in
Hochschulen gelehrt werden, fehlen in Deutschland ad-
äquate Ausbildungsangebote. Die meisten Evaluatoren in
Deutschland wurden daher auf dem Wege des „learning by
doing“ ausgebildet. Ferner gibt es keine einzige deutsch-
sprachige Fachzeitschrift, die sich auf Evaluation spezia-
lisiert hat. Lange fehlte auch eine professionelle Organisa-
tion der Evaluatoren, bis im September 1997 die „Deutsche
Gesellschaft für Evaluation“ (DeGEval) gegründet wurde.
Ihr fehlt aber bislang noch eine Arbeitsgruppe, die sich spe-
ziell mit regionaler Strukturpolitik befasst. Die Gesellschaft
sollte das Potential haben, zum interdisziplinären, politik-
feldübergreifenden Erfahrungsaustausch und zur Profes-
sionalisierung der Evaluation in Deutschland beizutragen
sowie ihre internationale Sichtbarkeit zu erhöhen.
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Evaluation in Regional Policy

Summary

Regional Policy has a long tradition in Germany. However, evaluation of the implemented programmes
has been taken into account only lately. After a review of the development of regional policy and its evalua-
tion in Germany, the article focuses on the future challenges of evaluation in this policy area. In the first
place it is a question of the specific requirements of this policy area. Additionally there are the well-known
general methodological problems of evaluations. European structural funds interventions play a driving role
for the further development of evaluations in regional policy. On one hand, this refers to the number and
breadth of evaluations, on the other hand the structural funds regulations make new high demands on the
evaluator. A tension develops between the restricted methodological possibilities of the evaluator, the spe-
cificities of the policy area and the increasing requirements of the European Commission.
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